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Inſerate 


Die religiöfe und die politiſche Freiheit. 


ir unter dieſem 

In Nr. 6. unſeres Blattes haben wir un 
Lites eine an uns gelangte Zuſchrift eines unſerer 
Abonnenten veröffentlicht und dieſelbe mit einigen Be⸗ 
merkungen begleitet. Wir erhalten jetzt von demfelben 
Verfaſſer eine neue Zuſchrift, in welcher es, nach den 
üblichen Eingangsworten, heißt: N 

Die Wahlkomites werden wahrſcheialich auch nach dem 
12 Februar noch Verſammlungen gehabt haben, ſei es auch 
nur, um wegen der vorgekommenen gemeinſamen Ausgaben 
Abrechnung zu halten. Und wenn meine Worte nicht alle 
Komitees mehr trafen, möchten ſie dann nur die Herzen der 
inzelnen Mitglieder getroffen und felbige zur That entzündet 
10 ben! — Ihr Blatt anerkennt den Burn Zuſammenhang 
wischen Teligiöfem und palitichem Fortſchrite Es ift das 
con viel, aber es iſt nicht g b man muß vielmehr zu 
der Ueberzeugung kommen, da 
die vernünftige 


Leute über den Begriff der Religion liegen. 
Dieſe ſcheint Ye noch immer etwas ganz Beſonderes, von 


was 0 
Pflach eines Jeden ſei, an der Läuterung und Vervoll 


durchdrungen zu 
BI nanaDe gefangen 
liche der Religion ni 


ſchwenglichkeiten und Aeußerlichkeiten ſuchten, ſondern es in 
klarer Erkenniniß, zarter Gewiſſenhaftigkeit und feſtem Willen 
fänden: wie wäre es ſonſt zu erklären, daß ſie in Betreff der 
Schul-Regulative überhaupt und des Religionsunterrichts be⸗ 
ſonders ihre Kinder zwar laut und ſchmerzlich bedauern, aber 
keine kräftigen Schritte zur Abhülfe thun? Es iſt ſehr zu 
beklagen, daß in Preußen nur „vor dem März 1848 der 
Kampf für die bürgerliche Freiheit vorzugsweiſe auf reli⸗ 
giöſem Gebiete geführt worden“, daß man dann aber im 
Allgemeinen lau geworden und ſich zu einſeitig der politi⸗ 
ſchen Agitation hingegeben hat. Letzteres wollen Sie, ge⸗ 
ehrter Herr, in Nr. 6 d. Verf. nicht einräumen und verwei- 
ſen auf das Abgeordnetenhaus. Wohl haben dort einzelne 
Redner ang für religiöje Freiheit gekämpft und die gegen⸗ 
wärtigen Zuſtände beim rechten Namen genannt; daß dieſe 
Einzelnen aber bei dergleichen Debaiten in der ganzen libe⸗ 
ralen Seite eine kräftige Unterſtützung gefunden, daß dieſe 
Seite eine rechte Begeiſterung für die religiöfe Reform ge⸗ 
zeigt und die Bedeutung der freien Gemeinden für die Gegen- 
wart in rechter Weiſe erkannt und gewürdigt habe, das ver⸗ 
mag ich nicht zu behaupten. Zwar vernimmt man mitunter 
eine wörtliche Anerkennung für jene muthig ſtrebenden, von 
Armut) und Widerwärtigkeiten mancher Art heimgeſuchten 
und doch geiſtig ungebeugten Kämpfer um religiöſe Freiheit 
— das iſt aber auch Alles. Wo zeigt die große Mehrzahl 
der Liberalen in den gebildeten Klaſſen eine rechte Theil⸗ 
nahme auch nur an den Berathungen dieſer heutigen Refor⸗ 
matoren? Wo unterſtützt dieſelbe kräftig jene große Sache 
durch wirkliche Mitgliedſchaft, oder nur durch Darbringung 
materieller Mittel? Ich weiß es nicht. — Die materiellen 
Angelegenheiten ſcheinen gegenwärtig überall den rein geiſtigen 
vorgezogen zu werden. Den gewerblichen Genoſſenſchafken 
iſt endlich das Recht der Selbſthülfe und der Selbſtbeſtim⸗ 
mung 1 und geſetzlich feſtgeſtellt; die religiöſen 
Genoſſenſchaften aber werden wohl noch lange um die geſetz⸗ 
liche Anerkennung ſolches natürlichen Rechts und deſſen Con⸗ 
ſequenzen flehen müſſen! Und doch iſt unſerer Zeit nichts 
nöthiger, als Freiheit, Wahrheit und Klarheit in der Religion, 
eine natürliche Verbindung derſelben mit dem Leben und eine 
gegenſeitige Durchläuterung beider. Von vielen im Volke 
wird dies laut anerkannt; ſehr viele befinden ſich aber noch 
in den Feſſeln der Gewohnheit und müßten durch ihre libe 
ralen Leiter aus dem geiſtigen Schlummer aufgerüttelt wer⸗ 
den. Bevor das geſchieht, wind das Volk keine lebhafte und aus · 
dauernde Betheligung an dem Ausbau der Verfaffung zeigen. 


1 


Wie die conſervative Partei in der Macht der Kirche 
„den Sauerteig erblickt, welcher den ganzen Teig durchſäuert“, 
ebenſo muß auch die liberale Partei zu der Ueberzeugun 
kommen, daß ſie zunächſt nach Klarheit in der Religion, 55 
wahrer geiftiger Freiheit zu trachten und dieſe ins Volk zu 


tragen habe, wenn 1 im ganzen Verfaſſungsleben der er⸗ 


wünſchte Einfluß zufallen ſoll! 


Bergen a. R. Ein Handwerker.“ 


Wenn wir auch einige Vorwürfe, die der Ver⸗ 


faſſer gegen die liberale Partei im Großen und Ganzen 
richtet, nicht als vollſtändig gerechtfertigt anerkennen kön⸗ 
nen, fo theilen wir doch in der Hauptſache die 
Anſichten des Verfaſſers. Wenn er die religiöſe Er⸗ 
kenntniß als die Mutter des politiſchen Fortſchritts an⸗ 
erkennt, ſo meinen wir: das Streben nach religiöſem 
Fortſchritt ſowohl wie nach politiſchem ſei beides eine 
Folge der errungenen Bildung, und ſo ſei wohl paſſen⸗ 
der, dieſe als die gemeinſame Mutter beider zu betrach⸗ 
ten, und deßhalb kömmt das auf Verbeſſerung des 
Volksunterrichtes gerichtete Streben der liberalen Partei 
vor allem auch den Reformatoren auf religiöſem Gebiete 
u gut. 

Unzweifelhaft, und von der geſammten liberalen Par⸗ 
tei anerkannt iſt, daß es nothwendig ſei, endlich allen reli⸗ 
giöſen Genoſſenſchaften eine ſelbſtändige Stellung im Staat 
anzuweiſen, und nicht nur einzelne bevorrechtigte Re⸗ 
ligionsgeſellſchaften anzuerkennen, den andern dagegen 
ed zu überlaſſen, auf welche Weiſe fie die vielen, fie in 
ihrer Entwicklung hemmenden Klippen der Geſetzgebung 
vermeiden können. 


Politiſche Wochenſchan. 


Preußen. Der Reichstag hat in der vorigen Woche 
die Prüfung der Wahlen fortgeſetzt. Einzelne derſelben 
gaben zu lebhaften Diskuſſionen Veranlaſſung, ſo die des 
lippeſchen Miniſters v. Oheimb und des in Berlin gewählten 
Moritz Wiggers, welche beide als gültig anerkannt wurden, 
und die Wahl des in Flensburg gewählten Nordſchleswigers 
Ahlmann. Dieſe letztere Wahl wurde beanſtandet. 

Am Sonnabend begannen die Vorberathungen im 
Plenum über den Berfaffungsentwurf für den Nord» 
deutſchen Bund. 

Die Parteibildungen im Reichsrath bieten ein buntes 
Bild, indem man eigentlich je nach dem Grundſatz, welchen 
man der Trennung zu Grunde legt, eine andere Eintheilung 
erhält. Die einzelnen Fraktionen gruppiren ſich z. B. anders, 
e nachdem man fragt: Wer iſt partikulariſtiſch, wer Ein- 

itsſtaatler? oder: Wer iſt liberal, wer iſt konſervativ? 
Unter ſolchen Umſtänden iſt das Schickſal der Vorlage nach 
in keiner Weiſe voraus zu beſtimmen. Die Regierung hofft 
allerdings Rai eine ziemlich unreränderte Annahme, do 
dürfte ſich dieſe Hoffnung wohl als trügeriſch erweiſen; ſelb 
Georg v. Vincke, der ſeinen „Rechtsboden“ diesmal ziemlich 
weit nach rechts gerückt hat, dürfte wohl noch einige Bedenken 
gegen ein unbedingtes Ja haben. 

Für die Nachwahlen iſt in Wolmirſtädt Herr v. Forcken⸗ 
beck, in Elberfeld Gneiſt aufgeſtellt; Löwe⸗Calbe wird 
vorausſichtlich in Danzig aufgeſtellt worden. In Kaſſel iſt 
von liberaler Seite Trabert, von national⸗liberaler Seite 
Weizel aufgeſtellt worden. . 

Man erwartet, daß die preußiſchen Kammern im 
Sommer zuſammentreten werden. 


Die Verhandlungen mit dem früheren König von Han⸗ 
nover wegen Regulirung feines Privatvermögens ſollen keine 
Ausſicht auf Erfolg haben. Dagegen erwartet man den Ab⸗ 
a der mit dem Herzog von Naſſau gepflogenen. 

ie „Prov. Korr.“ erkennt jetzt in einem Artikel den 
Einfluß an, welchen die preußiſche Volksſchule auf die glänzen. 
den Erfolge unſerer Truppen in dem Feldzuge des vorigen 
Sommers gehabt hat. Unſere Leſer werden ſich erinnern, 
daß wir dieſen Einfluß in verſchiedenen Artikeln ganz aus ⸗ 
führlich auseinandergeſetzt haben. g 

Mit dem 1. April tritt die angekündigte Erhöhung des 
Soldes unſerer Soldaten um 6 Pf. pro Tag in Kraft. 
Den Juſtizbeamten, welche Mitglieder des Parla⸗ 
ments ſind, werden die Stellvertretungskoſten abge 
zogen. Wie es heißt, trifft diesmal die Landräthe ein 
gleiches Schickſal. ; 

Baden. Die Regierung hat erklärt, daß fie ſich an das 
zwiſchen den ſüddeutſchen Staaten geſchloſſene Militärbündniß 
nur bis zu dem Zeitpunkt gebunden erachtet, bis es ihr ge⸗ 
lingt, ein Militärbündniß mit Norddeutſchland zu ſchließen. 

Bayern. Die konſervative und ultramonkane Partei 
in de Hoffnungen auf den Umſtand, daß auf dem 

all bei dem Minifterpräfidenten die Braut des Königs den 
Tanz mit dem öſterreichiſchen Geſandten eröffnet hat. Man 
muß wirklich an dem Verſtand ſolcher Leute zweifeln, welche 
ihre politiſchen Kombinationen darauf gründen, daß ein junger 
Mann, der Geſandter iſt, beſſer tanzt, als ein alter Herr, 
welcher Minifterpräftdent iſt. 

Oeſterreich. In den letzten Tagen ſind wieder einige 
Störungen in dem Verhältniß zu Ungarn eingetreten, doch 
6 noch immer kein Grund vorhanden, an dem vollſtändigen 

elingen des Ausgleichs zu zweifeln. 

Der Schneider Puſt, welcher bekanntlich wegen eines 
Attentats auf den Kaiſer verhaftet worden war, iſt freige⸗ 
ſprochen worden. 

Frankreich. Die neue Aera der Freiheit kündigt ſich 
dadurch an, daß Emil v. Girardin, einer der begabteſten 
Schriftſteller Frankreichs, zu 5000 Fres. Geldbuße verurtheilt 
iſt. Er hat ſich in Folge deſſen offen von dem Kaiſer los- 
geſagt, und ſogar ſeine ſehr freundſchaftlichen Beziehungen 
pe Prinzen Napoleon und zur Prinzeſſin Mathilde abge: 
rochen. Girardin gilt in ganz Frankreich für einen feinen 
Politiker, man vergleicht ihn mit der Ratte, welche dad 
ſinkende Schiff verläßt. 

In den nächſten Tagen wird die Regierung in der Lage 
ſein, einer Interpellation Thiers gegenüber eine Schilderung 
ihrer ganzen auswärtigen Politik zu geben. 

England. Die Fenier haben plötzlich wieder ihr Haupf 
erhoben, und zwar in einer Weiſe, welche nicht ganz ohne 
Bedenken ſcheint. Es haben an mehreren Punkten Irlands 
gelen ſtattgefunden, und wenn man in London mit einem 
f. en Nachdruck davon ſpricht, daß Dublin noch ruhig 
fei o darf dies gewiß nicht als ein beruhigendes Zeichen der 
Situation e werden. 

Spanien. In Madrid haben zahlreiche Verhaftungen 
ſtattgefunden, unter den Verhafteten befindet ſich auch ein 
Zeitungsredakteur; die Blätter melden ſehr lakoniſch; er 
wird wohl erſchoſſen werden. Im Uebrigen ift das Land 
ruhig, und wird natürlich immer ruhiger, je mehr Perſonen 
erſchoſſen werden. 

Rußland. Die Polen haben ſich in einer Proklamation 
an Europa gewandt, in welcher fie alle ihre Klagen über die 
rufflſche lern ausführlich augeinanderſetzen. Intereſſant 
ift das darin enthaltene Verzeichniß der Menſchenopfer, welche 
die letzte Revolution gekoſtet hat. Es ſind danach ſeit 1863: 


Zur Deportation nach Sibirien verurtheilt, theils zur 
5 e, theilt zur Koloniſation, theils blog als 
Gefangene 18,682 Indiv. 
(darunter 164 Frauen und 114 Prieſter.) 


Im Innern Rußlands internirt 12,556 „ 
(darunter 218 Frauen md 163 Prieſter.) 
Nach den Steppen des Urals geſchleppt 33,780 „ 


Als gemeine Soldaten ſtrafweiſe in die Armee 
eingereiht . 2,416 „ 
Zeitweilig in die Strafanſtalten und hierauf ; 
in die ewige Verbannung nach Sibirien 


abgeführt 31,500 „ 
Wield der Unterſuchung in den Kerkern j 

geſtorben 620 „ 
Auf den Schlachtfeldern begraben (nach den 

ruſſiſchen Regiſtern) 33,800 „ 


Gehängt und erſchoſſen 1,468 „ 
Flühllinge und Emigranten im Auslande 7060 „ 
im Ganzen feit 1863 141,882 Indiv. 
In dieſer Liſte der polniſchen Schlachtopfer ſind die 


Aus Berlin. 

— Aus dem Berliner Vereinsleben. Die Agita- 
tion gegen die projectirte Erhöhung der Miethsſteuer 
hat 110 im Laufe der vergangenen Woche nicht geſchwiegen, 
wie denn bekanntlich Steuererhöhungen ſtets dazu angethan 
find, die Oppofition in hohem Grade wach zu rufen, zumel 
wo ſich wie in vorliegendem Falle ſehr berechtigte Gründe 
gegen eine ſolche geltend machen. 

Der Bezirksverein Alt⸗Berlin hatte zur Erörterung 
dieſer Angelegenheit am Montag eine Extra⸗Verſammlung 
veranlaßt, zu der die Stadtverordneten der Bezirke beſonders 
eingeladen waren. Nach einer ſehr eingehenden und gründ- 
lichen Debatte wurde folgende, von Herrn A. Jonas bean⸗ 
tragte Reſolution angenommen: „Die Verſammlung ſieht 
nach Lage der Sache von einer Petition ab, drückt aber ihre 
Willensmeinung dahin aus, daß ſie für Beſtreitung der wach⸗ 
ſenden normalen Ausgaben nicht eine Steuererhöhung, aber eine 
weckmäßigere gerechtere Veranlagung der Steuer für wün⸗ 
ſchenswert h hält.“ 

Es ſcheint überhaupt, daß auch der Beſchluß der Stadt⸗ 

J vetordnetenl-Verſummſung Bom. Merz 


ul ber cierhe 
angelegenheit, welcher einer Ablehnung der Erhöhung gl 


ſteuer-— —Konſtetpikrefk- no un Vogle 11. ren Magee eg, . N. 
eich zu Armee Abgeftelten, welche 2 Prozent der männlichen Be⸗ 
einer völkerung ausmachen, nicht inbegriffen. \ 
dnung 
1 50 Neueſte Nachrichten. 
nlung, Prag, 9. März. Gerüchtweiſe verlautet, daß für den 
ange⸗ Fall eines Sieges des verfafſungstreuen Adels Fürſt Col⸗ 
Vor- loredo Oberſt⸗Landmarſchall werden ſoll. (Die liberale 
vorzu⸗ „Neue freie Preſſe“ hält dieſes Gerücht für unglaublich.) 
iſchen Statthalter v. Kellersperg witd Sonntag hier erwartet. 
ür die Die Handelzkammerwahlen find auf den 15. April an⸗ 
irecte beraumt. . 3 f 
Der ſchuldlos geſprochene Schneider Puft überreichte 
wurde eine Schadenerſatzklage gegen den Capitän Palmer. 
teuern Pilſen, 8. März. In Folge des Proteſtes der Deutſchen 
er be⸗ in Pllſen iſt geſtern ein Statthalterei⸗Erlaß erfloſſen, wonach 
über⸗ der czechiſirende Beſchluß der Majorität der ſchule deutsch 
Verein um eee und die bisherige deutſche Hauptſchule deutſ 
iben wird. 
eng, er Italien. Es ſteht zu offen, daß die entſchieden liberale 
Fork⸗ Partei bei den Neuwahlen einen bedeutenden Zuwachs erhalten 
ufeum wird, fo daß der Plan, die Kirchengüter an eine belgiſche Ge⸗ 
erliner ſellſchaft, unter deren Firma ſich der Jeſuitenorden verbürgt, 
irte es n verkaufen, ſchwerlich die Zuſtimmung des Parlamentes er ⸗ 
jählern alten wird. 
on all- Die Nothwendigkeit einer Reform des Die kose hat 
mmene eine kheilweiſe Minifterfrifis herbeigeführt. Die konſervativen 
rvorge⸗ Mitglieder des Miniſteriums ſin ausgetreten und durch 
r Na; ſolche erſetzt worden, welche einer Refombill zuſtimmen, die 
en bes wenigſtens theilweiſe die vom Volke geſtellten Forderungen 
chaffen befriedigt. 
t wird, London, Sonntag 10. März, Vormittags. Präſtdent 
werde. Johnſon wird nicht die gebräuchliche Botſchaft an den Kon⸗ 
9. Ber. greß richten. 
A Madrid, Sonnabend 9. März, Abends. Der Belagerungs⸗ 
wg uſtand iſt im ganzen Königreiche aufgehoben worden. — 
N die Eine Preßverordnung ſetzt die Kaution anf 40,090 Realen 
Publi⸗ feſt und ordnet die Zenſur ſowie vorläufige Beſchla nahmen 
über an. Alle ohne vorgängige Antoriſation veröffentlichte 
Druckſchriften jollen als geheime angeſehen werden. i 
München, Sonntag 10. März, Morgens. Die Herzogin 
dp Sophie, Gemahlin des Herzogs Carl Theodor, ift 
ege geſtern Abend 9 ühr verſchieden. 


achten iſt, die durch dieſelbe einmal angeregte Fraß 
kommunalen Steuerreform nicht von der Tagesor 
der Vereine verſchwinden laſſen wird, wie denn au 
Verein der Stadtbezirke 137—141 eine vom Vi 
vorgelegte Petition an die Stadtverordneten⸗Verſam 
betreffend die kommunale Steuerreform, einſtimmig 
nommen hat. Derſelbe Verein beauftragte auch der 
ſtand, in der nächſten Verſammlung Petitionsentwüͤrfe 
legen, welche eine beſſere Eintheilung der ſtädt 
Wahlbezirke und für die Gemeinden ſowogl als 
Abgeordnetenwahlen das allgemeine, gleiche und d 
Wahlrecht an competenter Stelle beantragen. 

Auch im Louiſenſtädtiſchen Bezirksverein 
eine Petition, welche die Aufhebung aller beſtehenden € 
und die Einführung einer Kommunal -Einkommenſter 
zweckt, einer beſonderen Kommiſſion zur Vorberathun 
wieſen. Herr Dr. J. Roſenthal hielt in dieſem 
einen Vortrag über das zu gründende Gewerbemu 
an welchen anknüpfend Herr Dr. Born auf die vor 
land in den letzten 10 Jahren gemachten gewerblicher 
ſchritte hinwies, welche theilweiſe durch das Kenfington-V 
angeregt find. Der Reichstagsabgeordnete für den 3. 2 
Wahlbezirk, Moritz Wiggers, war anweſend; er erkl 
für feine Pflicht, das Band, welches ihn mit ſeinen V 
verknüpfe, durch perſönlichen Verkehr zu befeſtigen. V 
gemeinem Intereſſe dürfte auch der zur Sprache geko 
Hebelſtand der bei den letzten Wahlen beſonders he 
treten iſt, ſein, daß die Hauswirthe die Eintragung d 
men in die ihnen übergebenen Liſten ſehr unvollkomn 
ſorgen. Auch hier ſoll durch eine Petition Abhülfe ge 
werden, in der der Wunſch an den Magiſtrat gerichte 
daß die Einzeichnung künftig in anderer Weise bewirkt 

Herr Kaufmann Zeibig erläuterte in der Monte 
1 des Friedrich⸗Werderſchen Bezirksve 

as Weſen des Credits im Hinblick auf die D 
kaſſenvereine, woran ſich eine lebhafte Debatte über di 
theile und Nachtheile der Solidarhaft und ſchließl 
dankenswerthe Bee knüpfte, daß nach erfolgter 
kation des Genoſſenſchaftsgeſetzes Schulze-Deligid 
dieſes Thema allgemeine Vorträge halten werde. 

Am Freitag fand eine ſehr zahlreiche Verſammlun 
liner Grundbeſitzer ſtatt, welche über Mittel und 


beriethen, der herrſchenden Hypothekennoth entgegen zu treten. 
Es wurde ein Verein gebildet, welcher die Errichtung eines 
Pfandbrief-Inſtitutes für Berlin anſtreben ſoll, und 
außerdem zur erſten Abhilfe die Einrichtung eines Nach⸗ 
weiſungsbüreaus für den Geldverkehr in Hypotheken beſchloſſen. 
— Endlich iſt der neue Plan der Omnibus geſell⸗ 
ſchaft bekannt geworden. Er hat das Gute, daß die Kor- 
reſpondenzbillets künftighin für das ganze Jahr hindurch 
elten und daß man fie auf jeder Linie verwenden kann. 
Aber es ſcheint, als ob es nicht möglich wäre, daß die 
Omnibusgeſellſchaft etwas thut, was wirklich den allgemeinen 
Beifall verdient. Sie hebt das Gute der Aenderung in dem 
Syſtem der Korreſpondenzbillets dadurch auf, daß ſie den 
Preis von 2 Sgr. auf 2½ Sgr. erhöht. Da eine ein⸗ 
zelne Fahrt 1 ½ Sgr. koſtet, jo ſpart man bei zwei Fahrten 
nur 1, Sgr., und hat dafür die Unbequemlichkeit, fi) die 
Korreſpondenzbillets vorher kaufen zu müſſen, da ſie fortan 
nicht mehr von den Kondukteuren abgegeben werden dürfen. 
— Der Plan, das geſammte Da ſc ken weſen in die 
Hand einer Geſellſchaft zu vereinen, ſoll geſcheitert jein. 


Vermiſchtes. 

+ Es iſt alles ſchon dageweſen. Wenn von liberaler 
Seite die Forderung geſtellt wird, die Sympathien der Be⸗ 
völkerung in die neu erworbenen Provinzen durch liberale 
Inſtitutionen zu vermehren und zu ſtärken, ſo wird darauf 

ewöhnlich geantwortet, daß das nicht nöihig ſei, daß das Ge⸗ 
ühl, einem großen, mächtigen Staate 1 0 den 
preußiſchen Patriotismus der neuen Unterthanen erwecken 
werde. Das iſt daſſelbe Lied, welches man ſchon vor funfzig 
Jahren in Bezug auf die Rheinprovinz geſungen hat. Vor 
uns liegt ein 1845 erſchienenes Buch, betitelt: „Die per 
ſche Verfaſſungsfrage und das norddeutſche Prinzip". In 
demſelben heißt ez: „Es iſt die dringendſte Aufgabe 
Preußens, eben die Rheinlande recht innig mit der Monarchie 
zu befreunden und zu einem untrennbaren Glied des Staats⸗ 
organismus zu machen. Von der glücklichen Löſung dieſer 
Aufgabe hängt es vorzüglich ab, ob Preußen eine deutſche, 
eine eutollſche Großmacht bleiben ſoll. Kann aber heut⸗ 
zutag irgend ein ſtaatsverſtändiger und ehrlicher Mann noch 
daran zweifeln, daß eine wahrhaft innige und lebendige Eini⸗ 
gung der Rheinprovinzen mit Preußen nur durch ſtaatsrecht⸗ 
liche Volksfreiheit möglich ſei? Wer dies leugnet und Nie 
preußiſche Regierung des Gegentheils überreden will, der iſt 
wahrlich der ſchlimmſte Feind Preußens und des preußiſchen 
Königshauſes. — Und wie ſoll die Provinz Sachſen, wo ſo 
friſche widerwärtige Erinnerungen zu Derfähnen find, ſich mit 
dem neuen, Staatsverband befreunden, folang die Sachſen 
als Preußen die ſtaatsrechtliche Freiheit entbehren müſſen, die 
ihnen als Unterthanen ihres angeſtammten ſächſiſchen Herrſcher⸗ 
hauſes zu Theil geworden wäre? Und wie ſollen die preußi⸗ 
ſchen Polen ihre traurigen Erinnerungen und den nationalen 
Widerwillen gegen den deutſchen Staatsverein überwinden, 
ſolang ihnen nicht der mächtige Reiz der politiſchen Freiheit 
geboten wird? 

Auf dies alles entgegnet man gewöhnlich, es müſſe den 
ſämmtlichen Provinzialen Preußens vollkommen genügen, 
Genoſſen des preußiſchen Ruhmes, Unterthanen einer Groß⸗ 
macht zu ſein, welche unter den Reichen der Erde in erſter 
rolle f fett und in der Weltgeſchichte eine entſcheidende Haupt ⸗ 
rolle ſpielt. 

Allerdings iſt es ein hohes politiſches Gut, einem als 
Großmacht reſpektirten, in den Weltgeſchicken ſelbſtändig wal ⸗ 


tenden Staat anzugehören. Der Reiz und Ruhm eines 
ſolchen Staatsbürgerthums iſt ſo mächtig, daß alle gebildeten 
Völker darnach ſtreben, daß ſich die kleinern Stämme den⸗ 
ſelben durch Bündniſſe und Vereine zu erſetzen ſuchen. Aber 
dieſes hohen politiſchen Gutes werden die Völker erſt dann 
wahrhaft theilhaftig, wenn fie bei der Weltrolle ihres Staates 
ſtaatsberechtigt und freithätig mitwirken. Ein ſolches Staats⸗ 
leben feſſelt die verſchiedenartigen Individualitäten innig und 
unauflöslich an einen Staatsverein und überwältigt die 
mächtigſten widerſtrebenden Elemente.“ 

Der ſteuerbare Werth des Grund» und perfönlichen 
Eigenthums in New⸗Vork beträgt 736,988,058 Dollars (etwa 
1100 Millionen Thlr.). Davon fallen etwa 400 Millionen 
Thaler auf das perſönliche, und 700 Millionen auf das 
Grund⸗Eigenthum. 

+ Mexiko hat ſeit 1821 23 Präſidenten, 7 Dictatoren, 
2 Kaiſer, einen Vice⸗Präſidenten und 1 Generaliſſimus auf- 
zuweiſen. Es kommen dabei in mittlerer Zahl 16 Monate 
auf jeden Herrſcher. Kaiſer Maximilian iſt derjenige unter 
ihnen, welcher noch die längſte Regierung gehabt hat. 


+ Zur Weltausſtellung in Paris. In Paris it 
eine Anzahl dort anſäſſiger Deutſcher zu einer Geſellſchaft 
zuſammengetreten, welche ſich die Wahrung der Inter 
eſſen der die pariſer Ausſtellun Ben end deut · 
ſchen Arbeiter zur Aufgabe ſtellt. Es handelt ſich zunächſt 
darum, den mit dem genügenden Ausweiſe verſehenen Arbei⸗ 
tern aus der deutſchen Heimat (einſchließlich Oeſterreichs) in 
Bezug auf Ermittlung der entſprechenden Wohnung und Koſt 
hilfreich an die Hand zu gehen und „Denjenigen von ihnen, 
welche mit der Sprache und der Oertlichkeit wenig oder gar 
nicht bekannt ſind, ſich durch Rath und Führung nützlich 
zu erweiſen.“ Bereits iſt begründete Ausſicht vorhanden, 
daß den mit den erforderlichen Empfehlungen ver⸗ 
ſehenen deutſchen Arbeitern eine ſehr bedeutende Er⸗ 
mäßigung der Fahrpreiſe von Seiten der franzöſiſchen 
Nord⸗ und Oſtbahn bewilligt werden wird. Gbenio 
hat die hier beſtehende Zentralkommiſſion für 
Unterbringung der zur Ausſtellung hierher kommenden 
franzöfiſchen Arbeiter in zuvorkommendſter Weiſe Schlafſtätten 
und Beköſtigung zu feſten, ſehr gemäßigten Preiſen auch für 
Ausftellun, ögäfe aus dem deutſchen Arbeiterſtande zur Ver 
fügun ehe t, infofern der Tag der Ankunft und die Dauer 
das Aufenthalts der darauf Reſtektirenden fo früh wie mög. 
lich zum voraus hier angemeldet wird. Die zur entgiltigen 
Eröffnung der Geſelſchaft den franzöſiſchen Behörden gegen- 
über zu erfüllenden Förmlichkeiten werden kaum noch den 
Zeitraum weniger Tage in Anſpruch nehmen. Es wird als⸗ 
dann die Geſellſchaft zur Wahrung der die pariſer Aus- 
ſtellung beſuchenden deutſchen Arbeiter ihre ebenſo uneigen- 
nützige und wohlgemeinte, als auch für viele unferer Lauds⸗ 
leute gewiß erſprießliche Thätigkeit unmittelbar eröffnen und 
das Nähere in den weiteſten Kreifen zu verbreiten ſich ange⸗ 
legen ſein laſſen. 


5 Theater am Montag. 


Opernhaus: Die luſtigen Weiber von Windſor. — 
Schauſpielhaus: Die er — Friedrich⸗Wilhelm⸗ 
ſtadt: Aus bewegter Zeit. — Wallner: Unruhige Zeiten — 
Viktoria: ed — Woltersdorff: 500000 
Teufel. — Kroll: Die Sphinx. Ein moderner Raſierſalon. 
Die Kalospinthechromokrene. — Borftabt: Die Tochter des 
Gefangenen. 
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